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Wehrdienst oder seine Verweigerung, allen anderen Staatsbür- auswirken auf die hen elber, auf die Kınder Aus den Ehen,
SCIN gleichzustellen. auf die Frauen, auf die Gesellschaft insgesamt.
13 Die Vertretung der Kirchen W 1e auch anderer gesellschaft- Man Mag un entgegenhalten, bei diesen Wertfragen andele
lıcher Gruppen 1ın öftentlichen remıen (z. B Rundfunkräte, sıch bundespolitische Belange, die für ine Landtagswahl
Schulausschüsse, Jugend- und Sozialausschüsse, Hearıngs a.) kein Gewicht haben ber sınd dieselben Parteıen, die 1m
1St daraufhin prüfen, Wwieweılt S1e der Funktion der Ver- Bundestag entscheiden und 1im and Stimmen werben. Tat-
bände für den jeweiligen Bereich entspricht. sächlich geht angesichts der Auswirkungen der Bundesgesetze
Der Bundesvorstand der F.D wırd gebeten, den Thesen bei jeder Landtagswahl eine Entscheidung tür der
Erläuterungen auf der Grundlage der VO: Landesverband eine Politik, die nach UNSECETEGT Auffassung das d1ristlighe Gewi1s-
Nordrhein-Westfalen eingebrachten Anregungen anzufügen. sCMH 1n Bedrängnis bringt.

Selbst verantwortliche Mitglieder der Regierungsparteien des
Bundes bekennen, daß die demokratische Substan7z einflufß-Wahlhirtenbrief der reicher Gruppen in ihren Reihen ernsthaft gefährdet 1St und
ine stetig tortschreitende Veränderung uUNseITes treiheitlichenbayerischen ISCNOTe Gesellschaftssystems bewußt angebahnt wırd Wenn derle;i Zer-

Der Hirtenbrief der bayerischen Bischöfe ZUuUr Landtagswahl störerische Tendenzen Aaus taktischen Gründen VOLr der and-
tagswahl zurücktreten, dart uns das nıcht er ıhre nachOßktober hat ın der Öffentlichkeit beträchtlichem Auf-

sehen und bei den politischen Parteıen teıls heftigen, teıls WI1e VOrTr unveränderten Zielsetzungen hinwegtäuschen. Ent-
solchen Bestrebungen lehnen WIr die Wiıederbelebungvorsichtig ablehnenden Reaktionen geführt. Wır geben 212er den

ext des Hirtenbriefes miıt Ausnahme der kurzen, ınhaltlich elınes ıdeologisch verschärften Klassenkampf-Denkens ab, ebenso
das wırklichkeitsfremde unschdenken VO  $ der unbeschränktennıcht relevanten Eingangspassage ım Wortlaut z ieder.
Machbarkeit aller Lebensverhältnisse. Wır VO:  3 1156 -

Wır Bischöfe können u55 VOrTr dieser Wahl N!  cht darauf eschrän- Icen Abgeordneten eın Eintreten für echt und Freiheit, für
ken, die Katholiken auf ıhre Wahlpflicht hinzuweisen. Durch Solidarität und Entfaltungsraum aller gesellschaftlıchen Schich-
die Ertfahrung der etzten Zeıt sehen WIr unls genötıigt, onkret ten. Uns geht CS eiıne Bıldungspolitik, dıe der nachkommen-
ein1ıge Sorgen anzusprechen. Sıe betreften die unverzıichtbaren den (Gseneratiıon erhält, W 4S die Väter aufgebaut haben BayernWerte des menschlichen Lebens, die Grundlagen der gesellschaft- oll 1n einem yläubig begründeten, wirtschaftlich gesichertenlıchen Ordnung und die freıe Entfaltung des ırchlichen Diıen-
Stes der Gemeinschaft unseres Volkes.

inneren Frıeden den Weg 1n die Zukunft gehen.
Die Schwächung des Wertbewußtseins 1n HHNSSETET Gesellschaft

Das sıttliche BewulßfStsein 1n Lebensfragen und die Achtung und das Anwachsen radıkaler politischer Strömungen gefähr-der 1m Grundgesetz verbürgten Menschenrechte drohen den zusehends die freie Entfaltung des Diıenstes der Kirche
schwinden. Die Jjetzıge Bundespolitik trıtt diesem Rückgang, Menschen
SOWeIt überhaupt, 1Ur unzureichend en; 1n wesentlichen Es g1bt arüber hınaus Vorschläge, dıie 1n ıhrer KonsequenzBereichen Ördert S1e ıhn her. Am offenkundigsten wurde dies dem Versuch gleichkommen, den Staat einem Werkzeug
seither be] der Änderung des 218 des Strafgesetzbuches. An- weltanschaulicher Gleichschaltung aller machen, kıirchliche

alle Möglichkeiten der Hılte für schwangere Frauen AUS- Eınrichtungen und Wirksamkeiten Aaus dem Ööftentlichen Leben
zuschöpfen, wırd dem ungeborenen Leben der umfiassende verdrängen der ıhnen die notwendigen Voraussetzungen
Rechtsschutz verweigert. Die Mehrheit 1m deutschen Bundestag eiıner trejen gesellschaftlichen Entfaltung nehmen. Uns liegt
verzichtet Ö darauf, denen, dle siıch während eıiner willkür- 1m Interesse der bayerischen Heımat daran, dafß die Christen
lıch testgelegten Frıst einer Tötung ungeborenen Lebens 1n uneingeschränkter Freiheit ihre gesellschaftliche Verantwor-
beteiligen, ıne Rechtfertigung iıhres Tuns abzufordern. Ärzte, tung wahrnehmen können, dafß die Kirchen 1n der Jugend-
Schwestern, Pflegepersonal, Krankenhausträger werden 1n (se- arbeıt, 1n der Kulturpflege, 1mM Bıldungswesen, 1m sozialen
wiıssensbedrängnis gebracht, obwohl formal der Gewissens- Bereich unbehindert ıhren Beıtrag eisten dürfen. Ob diese
schutz gewährleistet 1STt. Steuerzahler und Krankenversicherte Freiheit erhalten leibt, hängt wesentlıch davon ab, 1nWwıeweılt
sollen ZUuUr Finanzıerung der Tötung ungeborenen Lebens heran- siıch dıe gewählten Abgeordneten dafür einsetzen werden.
peEZOgECEN werden, auch WCNN s1e diese AUS Gewissensgründen 1b- Mıt den Anliegen, die WIr heute den angesprochenen reı
lehnen. Wen sollte verwundern, daß eine solche Gesetzgebung Berei  en vortragen, wenden WIr u1ls alle poliıtıschen Par-
erkennbar Jjene Kreiıse ermutigt, die schließlich auch lebens- telen. Wır bıtten die Wähler, dıe Parteiıen auch danach
untüchtiges, VOT allem unheilbar krankes menschliches Leben beurteilen und daran INESSCH, mit welcher Bereitschaft S1E
dem seitherigen strafrechtlichen Schutz entziehen möchten. solche Anlıegen aufgreıften. Wır erkennen In der Bundes-
Besorgniserregend sind überdies die Vorstellungen der die regıerung und in der Koalition, die S1e tragt, sind Männer und
Bundespolitik maßgeblich bestimmenden Kräfte ZU!r NN- Frauen, die 1NSCTE Sorgen teilen; einzelne Parlamentarier be1-
ten Retorm der Ehescheidung. Wır wIıssen die Verschieden- spielsweise, welche überzeugt die Fristenregelung BC-
heit der Grundsätze des staatlichen und ırchlichen Eherechtes. stiımmt haben ber S1e finden innerhalb ıhrer Parteien nı  cht
Wır anerkennen das berechtigte Streben nach Verbesserung d1e notwendige Stütze. Entscheidend 1St die Politik der Parteıen
reformbedürftiger Gesetzesbestimmungen. Der Gesetzgeber 1n den Fragen, die für die Zukunft unserer Gesellschaft grund-
dart ber nıcht die Auffassung begünstigen, ec$ gehe bei der Ehe legend sind.
etztlich eine Gemeinschaft auf Zeıt, deren Bestand mehr So geht Iso bei der Landtagswahl 1n Bayern darum, Ab-
der weniıger 1n das Beliıeben der Gatten der auch NUr eınes geordnete entsenden, welche überzeugt dafür eintreten, daß
Partners gestellt IST:. Eıne derartige Veränderung des sittlichen dıie Grundwerte des estaatlichen und gesellschaftlıchen Lebens 1n
Bewußtseins würde sıch nach unserer Überzeugung unheilvoll uUunNnsecerem Land geschützt und gefördert werden.


